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Fachhochschule Braunschweig/Wolfenbüttel 

 
Senatsrichtlinie für die Durchführung von Berufungsverfahren an der Fachhoch-
schule Braunschweig/Wolfenbüttel 
 
 
Bekanntmachung des Senatsbeschlusses der Fachhochschule Braunschweig/ 
Wolfenbüttel vom 25.11.2004 
 
 
Auf der Grundlage von § 26 des Niedersächsischen Hochschulgesetzes in der Fassung 
vom 24.06.2002 (Nds. GVBl. S. 286 - VORIS 22210 -), zuletzt geändert am 15.09.2004 
(Nds. GVBl. S. 352 ff.) und der Grundordnung der Fachhochschule Braun-
schweig/Wolfenbüttel in der Fassung vom 17.07.2003 hat der Senat der Fachhoch-
schule in seiner Sitzung am 25.11.2004 folgende Richtlinie für die Durchführung von 
Berufungsverfahren beschlossen: 
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Senatsrichtlinie für die Durchführung von 
Berufungsverfahren an der Fachhochschule 
Braunschweig/Wolfenbüttel 
 
Präambel 
In dieser Richtlinie wird die Vorgehensweise zur 
Abwicklung von Berufungsverfahren näher be-
schrieben, die in § 26 NHG und in § 19 der 
Grundordnung der Fachhochschule Braun-
schweig/Wolfenbüttel und in einschlägigen Er-
lassen des MWK geregelt wird.  
Die Richtlinie soll helfen, das Verfahren transpa-
rent, klar strukturiert und rechtlich einwandfrei zu 
gestalten.  
Bei Nichteinhaltung der formalen und rechtlichen 
Anforderungen an ein Berufungsverfahren kann 
es zu erheblichen Verzögerungen des Verfah-
rens oder auch zur Aufhebung des Verfahrens 
kommen. 
 
Im Folgenden werden die einzelnen Schritte des 
Berufungsverfahrens dargestellt: 
 

§ 1 Stellenzuweisung 
(1) Will ein Fachbereich eine Stelle wiederbe-
setzen, bedarf es der Genehmigung durch das 
Präsidium. Eine erstmals zu besetzende Stelle 
muss zunächst vom Präsidium einem Fachbe-
reich zugewiesen werden. Nach Beschluss des 
Fachbereichsrates stellt das Dekanat hierzu ei-
nen Antrag auf Wiederbesetzung bzw. erstmali-
ge Besetzung einer Stelle an das Präsidium, in 
dem die vorläufige Denomination der Stelle und 
ihre Einbindung in die Strukturplanungen des 
Fachbereichs erläutert werden.  
(2) Das zuständige Präsidiumsmitglied teilt dem 
Fachbereich mit, ob und zu welchem Termin die 
Stelle besetzbar ist. 
 

§ 2 Einsetzen der Berufungskommission 
(1) Für jede zu besetzende Professur wird vom 
Fachbereichsrat eine Berufungskommission ge-
wählt. Diese besteht aus sechs Mitgliedern, da-
von 

• 3 Mitglieder aus der Gruppe der Profes-
sorInnen (stimmberechtigt) 

• 1 Mitglied aus der MitarbeiterInnen-
gruppe (stimmberechtigt) 

• 1 Mitglied aus der Gruppe der Studie-
renden (stimmberechtigt) 

• 1 Mitglied aus der MTV-Gruppe (nicht 
stimmberechtigt) 

Wahlweise kann sie auch aus zehn Mitgliedern 
bestehen, davon 

• 5 Mitglieder aus der Gruppe der Profes-
sorInnen (stimmberechtigt) 

• 2 Mitglieder aus der MitarbeiterInnen-
gruppe (stimmberechtigt) 

• 2 Mitglieder aus der Gruppe der Studie-
renden (stimmberechtigt) 

• 1 Mitglied aus der MTV-Gruppe (nicht 
stimmberechtigt) 

 
(2) Mindestens 40% der stimmberechtigten (!) 
Mitglieder sollen Frauen sein, die Hälfte davon 
soll der Hochschullehrergruppe angehören 
(§ 26 (2) NHG). Falls sich im eigenen Fachbe-
reich nicht ausreichend Frauen zur Verfügung 
stellen, besteht die Möglichkeit, andere Fachbe-
reiche um Unterstützung zu bitten. Wenn es 
dem Fachbereich dennoch nicht gelingt, zwei 
Frauen als stimmberechtigte Mitglieder für die 
Berufungskommission zu benennen, kann die 
Hochschulleitung auf Antrag mit Zustimmung 
der Gleichstellungsbeauftragten hiervon eine 
Ausnahme zulassen. Die Zusammensetzung der 
Berufungskommission ist dem Präsidium und 
der Gleichstellungsbeauftragten mitzuteilen.  
(3) Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
anderer Hochschulen im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes können zu stimmberechtigten 
Mitgliedern der Hochschullehrergruppe in Beru-
fungskommissionen gewählt werden. Darüber 
hinaus können fachlich besonders geeignete 
Personen aus der beruflichen Praxis zu bera-
tenden Mitgliedern von Berufungskommissionen 
bestellt werden. Niemand darf einer Berufungs-
kommission angehören, die Vorschläge über die 
eigene Nachfolge zu machen hat. 
(4) Die Amtszeit der Berufungskommission en-
det in der Regel mit dem Abschluss des Beru-
fungsverfahrens (und nicht am Ende einer 
Wahlperiode des Fachbereichsrates). Das De-
kanat kann jederzeit beantragen, dass der 
Fachbereichsrat eine neue Berufungskommissi-
on einsetzt oder das Berufungsverfahren ab-
bricht. 
 

§ 3 Vorsitz 
Die Berufungskommission wählt in ihrer ersten 
Sitzung aus ihrer Mitte eine/n Vorsitzende/n. 
Die/der Vorsitzende erhält vom Dekanat eine 
Ausfertigung dieser Richtlinie. Sie/er ist dafür 
verantwortlich, dass das Verfahren unter Be-
achtung der Geschäftsordnung der Gremien 
ordnungsgemäß abgewickelt wird und die not-
wendigen Informationen an die in dieser Richtli-
nie genannten Institutionen weitergeleitet wer-
den.  
 

§ 4 Beteiligung der Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten 
Die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte ist 
wie ein Mitglied zu den Sitzungen einzuladen 
und zu informieren. Ist eine den Gleichstel-
lungsauftrag berührende Entscheidung der Be-
rufungskommission gegen das Votum der Frau-
en- und Gleichstellungsbeauftragten getroffen 
worden (z.B. Nicht-Aufnahme einer Bewerberin 
in die engere Wahl), so kann sie innerhalb von 
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zwei Wochen eine erneute Entscheidung ver-
langen (Widerspruch). Die erneute Entschei-
dung darf frühestens eine Woche nach Einle-
gung des Widerspruchs und erst nach einem 
besonderen Einigungsversuch erfolgen. In der 
selben Angelegenheit ist der Widerspruch nur 
einmal zulässig (§ 42 (4) NHG). 
 

§ 5 Denomination, Dienstpostenbewertung 
und Ausschreibungstext: 
(1) Der Fachbereichs- bzw. Fakultätsrat oder 
die Berufungskommission in ihrer ersten Sitzung 
beschließt über die genaue Denomination und 
den Inhalt der Dienstpostenbewertung, er/sie er-
stellt einen Entwurf für den Text der Stellenaus-
schreibung sowie einen Kriterienkatalog/ein An-
forderungsprofil für die Bewertung potentieller 
BewerberInnen. Sofern Ausschreibungstext, 
Dienstpostenbewertung und Kriterienkatalog 
bzw. Anforderungsprofil von der Berufungs-
kommission erstellt wurden, werden sie an-
schließend dem Fachbereichsrat zur Beschluss-
fassung vorgelegt. 
(2) In Ausschreibungstexten ist sowohl die 
weibliche als auch die männliche Sprachform zu 
verwenden. Sie sind grundsätzlich so zu formu-
lieren, dass Frauen ausdrücklich angesprochen 
werden, zum Beispiel durch den Zusatz : „Die 
Fachhochschule arbeitet an der Erhöhung ihres 
Frauenanteils, deshalb werden Bewerbungen 
von Frauen besonders begrüßt. Über besondere 
Regelungen, die die Berufung von Frauen er-
leichtern sollen (z.B. Nachholen der Promotion) 
gibt das Frauenbüro unter der Tel.Nr. 
05331/939-1600 gern Auskunft.“ Es ist darauf 
hinzuweisen, dass Schwerbehinderte bei 
gleichwertiger Qualifikation bevorzugt berück-
sichtigt werden. 
(3) In die Stellenausschreibung ist in der Regel 
ein Hinweis aufzunehmen, dass die Stelle teil-
zeitgeeignet ist. Sofern die Stelle nach Auffas-
sung des Fachbereichs nicht teilzeitgeeignet ist, 
ist dies gegenüber dem Ministerium zu begrün-
den. 
(4) Das Anforderungsprofil kann neben den in 
§ 25 NHG genannten Einstellungsvorausset-
zungen und notwendigen bzw. zusätzlich ge-
wünschten fachlichen Voraussetzungen auch 
erwünschte Schlüsselqualifikationen wie z.B. Er-
fahrungen im Bereich Projektleitung, Drittmitte-
lakquise, Personalführung, Engagement in 
Gremien etc. enthalten. 
(5) Nach deren Verabschiedung werden die 
Dienstpostenbewertung und die Stellenaus-
schreibung über Dezernat 2 dem MWK mit der 
Bitte um Genehmigung der Ausschreibung zu-
geleitet. 
 

§ 6 Stellenausschreibung 
Nach Genehmigung durch das MWK teilt die Be-
rufungskommission dem Dezernat 2 mit, wann 
und in welchem Medium die Stellenausschrei-
bung veröffentlicht werden soll. Dezernat 2 ver-
anlasst die Veröffentlichung. Die Ausschrei-
bungsfrist beträgt in der Regel 4 Wochen. De-
zernat 2 informiert das Frauenbüro und den 
Fachbereich über den genauen Erscheinungs-
termin der Anzeige(n). 
 

§ 7 Eingehende Bewerbungen 
(1) Der Eingang von Bewerbungen wird vom 
Dezernat 2 den BewerberInnen gegenüber bes-
tätigt und die Unterlagen an die/den Vorsitzen-
de/n der Berufungskommission weitergeleitet. 
Die/der Vorsitzende hat dafür Sorge zu tragen, 
dass die Bewerbungsunterlagen rechtzeitig vor 
der nächsten Sitzung von den Mitgliedern der 
Berufungskommission und der Gleichstellungs-
beauftragten eingesehen werden können.  
(2) Sofern Bewerbungen von Schwerbehinder-
ten vorliegen, ist der/dem Schwerbehinderten-
vertreter/in  Gelegenheit zur Beteiligung an dem 
Verfahren zu geben. 
 

§ 8 Bewertung der Bewerbungen 
(1) Nach Sichtung der Unterlagen wird von der 
Berufungskommission eine Liste mit der Über-
sicht über die BewerberInnen und deren Erfül-
lung der einzelnen Qualifikationsmerkmale gem. 
Kriterienkatalog bzw. Anforderungsprofil erstellt. 
In der ersten Sitzung nach Abschluss der Be-
werbungsfrist entscheidet die Berufungskom-
mission darüber, ob die Qualität und Quantität 
der Bewerbungen voraussichtlich ausreichen 
wird, um einen Berufungsvorschlag mit drei Lis-
tenplatzierten zu erstellen. Grundvoraussetzung 
hierfür ist, dass ausreichend viele BewerberIn-
nen die formalen Voraussetzungen laut § 25 (1) 
NHG erfüllen. Die Gründe für die Nicht-
Listenfähigkeit von Bewerberinnen und Bewer-
bern sind mit Bezug auf die Kriterien darzulegen 
und in die tabellarische Übersicht mit aufzuneh-
men. Hinsichtlich des Kriteriums „besondere Be-
fähigung zu vertiefter selbständiger wissen-
schaftlicher Arbeit“ reicht das Nicht-
Vorhandensein einer überdurchschnittlichen 
Promotion nicht aus. Vielmehr ist auch zu bestä-
tigen, dass keine promotionsadäquaten Leistun-
gen vorliegen (vgl. § 25 (1) NHG). 
(2) Hinsichtlich der Anrechnung von Beschäfti-
gungsverhältnissen an Forschungseinrichtungen 
als Berufstätigkeit außerhalb der Hochschule 
siehe Erlass vom 27.11.1998 (Anlage 1). In 
Zweifelsfällen sollte der Einzelfall direkt mit dem 
MWK besprochen werden. Zur Frage der Alters-
grenze für die Ernennung auf Lebenszeit siehe 
Erlass vom 07.07.2000 (Anlage 2). 
(3) Sofern eine ansonsten aussichtsreiche Be-
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werberin aus „frauenbiographischen Gründen“ 
die Einstellungsvoraussetzungen nicht vollstän-
dig erfüllt, kann sie unter bestimmten Voraus-
setzungen und für einen begrenzten Zeitraum 
mit der Verwaltung der ausgeschriebenen Stelle 
beauftragt werden. In dieser Zeit ist ihr Gele-
genheit zu geben, die noch fehlende Qualifikati-
on nachzuholen (siehe Erlass vom 28.3.1994, 
Anlage 3). 
(4) Zur Anerkennung und Anrechnung von Teil-
zeitbeschäftigungsverhältnissen auf die berufli-
che Praxis siehe Erlass vom 24.04.1991 (Anla-
ge 4). 
(5) Ist zu vermuten, dass aus den vorliegenden 
Bewerbungen heraus keine „Dreier-Liste“ zu-
stande kommen wird, veranlasst die Berufungs-
kommission über das Dezernat 2 die erneute 
Ausschreibung der Stelle.  
 

§ 9 Einladung zu Probelehrveranstaltungen 
(1) Liegt eine ausreichend hohe Zahl von quali-
fizierten Bewerbungen vor, trifft die Berufungs-
kommission eine Auswahl der Kandidatinnen 
und Kandidaten, die zu Probelehrveranstaltun-
gen eingeladen werden sollen. 
(2) Sofern im Fachbereich Frauen unter den 
ProfessorInnen bisher unterrepräsentiert sind, 
sind unter den Bewerberinnen und Bewerbern, 
die die in der Stellenausschreibung angegebe-
nen Grundvoraussetzungen erfüllen, mindestens 
zur Hälfte Frauen in die engere Wahl einzube-
ziehen und zu Probelehrveranstaltungen einzu-
laden (siehe Erlass vom 05.05.1995, Anlage 5). 
(3) Die Berufungskommission legt Ablauf und 
Themen der Probelehrveranstaltungen sowie 
der anschließenden Gespräche mit den Mitglie-
dern der Berufungskommission fest und lädt die 
ausgewählten BewerberInnen hierzu ein. In der 
Einladung soll bereits um die Nennung von 2-3 
GutachterInnen gebeten werden. 
 

§ 10 Ablauf der Probelehrveranstaltungen 
(1) Die Berufungskommission führt die Probe-
lehrveranstaltungen und anschließenden Ge-
spräche durch, bewertet die Lehrveranstaltun-
gen und entscheidet darüber, welche Bewerbe-
rinnen und Bewerber der engeren Wahl vorbe-
haltlich der einzuholenden Gutachten listenfähig 
sind.  
(2) Von besonderer Bedeutung ist das Votum 
der Studierenden. Dazu wird ihnen Gelegenheit 
gegeben, die Probelehrveranstaltung vorzugs-
weise anhand eines zuvor abgestimmten Bewer-
tungsbogens zu beurteilen. Die Vertreterin/der 
Vertreter der Studierenden in der Berufungs-
kommission holt das Votum der Studierenden 
nach der Probelehrveranstaltung ein. Die Be-
werberin bzw. der Bewerber sowie die übrigen 
Mitglieder der Berufungskommission nehmen an 
der Aussprache der Studierenden nicht teil. Das 

Ergebnis der Bewertung wird der Berufungs-
kommission mitgeteilt. Das studentische Mitglied 
der Berufungskommission hat jedoch kein impe-
ratives Mandat, sondern kann auch ein abwei-
chendes Votum abgeben. 
 

§ 11 Beschluss über den Berufungsvor-
schlag 
(1) Die Berufungskommission entscheidet über 
den Berufungsvorschlag, der aus einer Liste mit 
drei eindeutig gereihten Kandidatinnen und 
Kandidaten besteht. Es wird geheim abge-
stimmt. Dabei sind verschiedene Stimmzettel für 
die ProfessorInnen einerseits und für die Mit-
glieder aus der Studierenden- und der Mitarbei-
terInnengruppe andererseits zu verwenden. Der 
Berufungsvorschlag bedarf sowohl der Mehrheit 
der Stimmen des gesamten Gremiums als auch 
der Mehrheit der Stimmen aus der ProfessorIn-
nengruppe.  
(2) Sofern sich nach den Probelehrveranstal-
tungen herausstellt, dass keine Dreierliste 
zustandekommt, ist die Stelle erneut auszu-
schreiben. Das MWK akzeptiert in der Regel 
Zweierlisten nur nach mindestens zweimaliger 
Ausschreibung und Einerlisten nur nach mindes-
tens dreimaliger Ausschreibung (siehe Erlass 
vom 07.11.1996, Anlage 6). 
 

§ 12 Einholen von Gutachten 
Für die Listenplatzierten sind jeweils zwei Gut-
achten einzuholen, die über die wissenschaftli-
che Qualifikation sowie die pädagogische und 
persönliche Eignung der KandidatInnen Aus-
kunft geben. Gutachten von Doktor-Müttern oder 
Doktor-Vätern werden vom MWK kritisch gese-
hen und sollten möglichst durch ein drittes Gut-
achten ergänzt werden. 
 

§ 13 Abstimmung im Fachbereichsrat 
Auf der Grundlage der Beschlüsse der Beru-
fungskommission und der auswärtigen Gutach-
ten beschließt der Fachbereichsrat über den Be-
rufungsvorschlag, leitet diesen an Präsidium und 
Senat weiter oder verweist ihn an die Beru-
fungskommission zurück. 
 

§ 14 Bericht der Berufungskommission 
Die/der Vorsitzende verfasst auf der Grundlage 
der Beschlüsse der Berufungskommission und 
des Fachbereichsrates einen Bericht über den 
Ablauf und das Ergebnis des Verfahrens. Dabei 
sollte das Muster des MWK (siehe Anlage 7) 
verwendet werden (Das Muster ist nicht zwin-
gend vorgegeben, die Orientierung daran be-
schleunigt aber das Verfahren erheblich). Der 
Bericht ist der Frauen- und Gleichstellungsbe-
auftragten zuzuleiten. 
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§ 15 Stellungnahme der Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten 
Die Frauen- und Gleichstellungsbeauftragte gibt 
eine Stellungnahme zum Berufungsvorschlag 
ab, die dem Senat und dem Präsidium vorzule-
gen ist. Wenn sie eine Verletzung des Gleich-
stellungsauftrages geltend macht, hat das Prä-
sidium das Verfahren zurückzuverweisen oder 
aufzuheben (§ 26 (2) NHG). In derselben Ange-
legenheit ist die Zurückverweisung nur einmal 
möglich. 
 

§ 16 Stellungnahme der/des Behinderten-
vertreterin/-vertreters 
Sofern die/der Behindertenvertreter/in am Ver-
fahren beteiligt war, gibt auch diese/r eine Stel-
lungnahme zum Berufungsvorschlag ab, die 
dem Senat und dem Präsidium vorzulegen ist.  
 

§ 17 Abstimmung in Senat und Präsidium 
Die Dekanin/der Dekan beantragt die Be-
schlussfassung über den Berufungsvorschlag in 
der nächsten Senatssitzung. Die/der Vorsit-
zende der Berufungskommission berichtet im 
Senat über den Ablauf des Verfahrens und be-
gründet den Berufungsvorschlag. Der Senat be-
rät den Berufungsvorschlag und gibt dazu ein 
Votum ab. Das Präsidium entscheidet abschlie-
ßend über den Berufungsvorschlag, leitet ihn mit 
den vorliegenden Stellungnahmen und einer ei-
genen Stellungnahme an das Ministerium weiter 
oder verweist ihn an den Fachbereich zur er-
neuten Beratung zurück oder hebt das Verfah-
ren auf. Die Abstimmung des Präsidiums kann 
in paralleler Abstimmung mit derjenigen des Se-
nats erfolgen. Nur wenn das Votum in einem 
Organ für, im anderen gegen den Berufungsvor-
schlag ausfällt, ist eine erneute Befassung in ei-
ner Präsidiumssitzung notwendig. Der Senat ist 
über eine Zurückverweisung oder die Aufhebung 
des Verfahrens unter Angabe der Gründe zu in-
formieren. 
 

§ 18 Versendung der Unterlagen an das MWK 
Der Fachbereich leitet den Bericht der Beru-
fungskommission, die Bewerbungsunterlagen 
der Listenplatzierten und die im Muster des 
MWK  genannten weiteren Unterlagen (Gut-
achten, Protokolle, Stellungnahme der Gleich-
stellungsbeauftragten ...) dem Präsidium zur 
Weiterleitung an das MWK zu. Die Protokollaus-
züge von Senat und Präsidium werden dem De-
zernat 2 direkt vom Präsidialbüro zugeleitet. Alle 
anderen Bewerbungsunterlagen werden eben-
falls im Dezernat 2 aufbewahrt, bis das Beru-
fungsverfahren abgeschlossen ist und die Un-

terlagen an die BewerberInnen zurückgesandt 
werden können.  
 

§ 19 Berufung durch das MWK 
(1) Das MWK entscheidet über den Berufungs-
vorschlag und erteilt einen Ruf an eine/n der Lis-
tenplatzierten. Parallel zur Ruferteilung durch 
das MWK wird die/der Berufene durch Dezer-
nat 2 angeschrieben und über das weitere Pro-
zedere und die Ansprechpartner/innen an der 
Hochschule informiert. Die/der Berufene verein-
bart ggf. mit der Präsidentin/dem Präsidenten 
einen Termin und verhandelt mit ihr/ihm über ei-
ne Berufungszulage.  
(2) Auf der Grundlage des Verhandlungsergeb-
nisses nimmt die/der Berufene den Ruf an oder 
lehnt ihn ab. Im letzteren Fall spricht das MWK 
einen Ruf an eine/n andere/n Listenplatzierte/n 
aus.  Sollten alle drei Listenplatzierten den Ruf 
ablehnen, muss der Fachbereich darüber ent-
scheiden, ob die Stelle erneut ausgeschrieben 
werden soll oder ob die Denomination der Stelle 
zu verändern ist. In diesem Fall, wäre das Prä-
sidium erneut zu beteiligen. Außerdem muss 
beim MWK die Genehmigung der Ausschrei-
bung der Stelle mit neuer Denomination bean-
tragt werden (Verfahren w. o. b.). 
 

§ 20 Ernennung 
Bei Rufannahme prüft das Dezernat 2, ob 
die/der Berufene die persönlichen Vorausset-
zungen für eine Ernennung zur Professorin/ zum 
Professor erfüllt (z.B. hinsichtlich Gesundheits- 
und Führungszeugnis) und legt im Einverneh-
men mit der/dem Berufenen den Termin des 
Dienstantritts an der Fachhochschule Braun-
schweig/Wolfenbüttel fest. Fachbereich und 
Frauen- und Gleichstellungsbüro werden von 
Dezernat 2 über das Ergebnis informiert. Dezer-
nat 2 fertigt eine Ernennungsurkunde und eine 
Einweisungsverfügung. Die Ernennung wird 
durch die Präsidentin/den Präsidenten oder 
stellvertretend durch die hauptamtliche Vizeprä-
sidentin/den hauptamtlichen Vizepräsidenten 
vorgenommen. 
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